
Bundessozialgericht

6 Ma 38/84 Im Namen des Volkes

Verkündet .

am15‚ April 1986 Urte11

in dem Rechtssheh

Kläger und Revieionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

RVOÜBeschwerdeausschuß der Kassenärztlichen Vereinigung
Koblenz,
vertreten durch seinen Vorsitzenden,
Koblenz, Emil—Schüller—Straße TH — 16,

Beklagter und Revisionskläger,

beigeladen:

Krankenkassenverband Koblenz,
vertreten durch den Geschäftsführer,
Koblenz, Rizzastraße 11,

Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 15. April 1986 durch den Vorsitzenden

Richter 5 c h r o e d e r — P r i n t z e n und die

Richter Dr. D a n c k w e r t s und Dr. B a e d e r

sowie die ehrenamtlichen Richter

Dr. G e r m a n n und G e r l a c h

für Recht erkannt:
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Auf die Revisionen des Beklagten und des Beigeladénen wird

des Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vöm

22‚ Nevember1984„ L 5 Ka3/83- aufgehöben;

Die Berufung der Kläger gegen das Urteil des Sozialgerichts

Mainz vom 17. September 1980 - s 2 Ka 31/79 _ wird zurück—

gewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

G r ü_n d e :

Die Beteiligten streiten über die Rechtmäßigkeit einer Honorar?

kür2ung im Quartal III/1978.

Die Kläger betreiben als Ärzte für Allgemeinmedizin eine Gemein—

schaftspraxis. Im Quértal III/1978 überschritten ihre Punktzahlen

die durchschnittlichen Fallwerte der
Arztgruppe

bei den.Beeucheni

um 149 % und beim
Wegegeld

um 232 %„ Der Prüfungsausschuß kürzte

mit Bescheid vom 30. Dezember 1978 die Punktzahlen‚in beiden

Sparten um 25 %‚ Den Widerspruch
wiee

der Beklagte mit Bescheid

vom 8; Juni 1979 zurück.

Das Sozialgericht (SG).hat die Klage abgewiesen. Mit der Berufung

hatten die Kläger.keinen Erfolg. Der Senat hat das Urteil des

'“35'
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Landeschialgerichts (LSG) vom 25. Mai 1981”» L'6 Kä428/80 -

aufgehoben und die Sache zu neuer
Verhandlung und Entscheidung an

äas LSG zurückverwieéen.
In den Gründen hat der Senat ausgeführt,

ldie Kläger lägen bei den Besuchen und den Wegegeldern im Bereich;

der offensichtlichen Unwirtschaftlichkeit; dagegen
beruhe

die

Feststellung des LSG, bei den Krankenhauseinweisungen Seien keine

auf der erhöhten Besuchetätigkeit beruhenden
Einäparungen

naché‘

zuweieen, auf Verfahrenshängeln, die die Kläger gerügt
hätten;—

wenn die weiteren-Ermittlungen des LSG ergäben‚ daß die Kläger

entsprebhehd
ihrer Behauptung'mit ihren Krankenhauseinweisungen

weit unter dem Durchschnitt gelegen haben, werde der ursächliche

: Zusammenhäng
zwischen dem Mehraufwand bei den Besuchen und Wege—

geldern mit dem
Minderäufwand

bei den Krankenhauseinweisungen zu

prüfen‚3ein.

Das LSG hat mit
seiner neuen Entscheidung das Urteil des SG vom

17, September 1980 und die
angefochtenen Beschéide aufgehoben

und au3geführt, den Klägern sei es
objektiv.unmöglich

gewesen,

den Anscheinsbeweis für die Unwirtschaftlichkeit
ihrer-Behendu

lungsweise
zu erséhütterh, Die vom

Beiéeladenen
vorgelegte Sta—

tietik
enthalte nicht die hier erforderlichen Zahlen der Kran—

kenhauseinWeisungen
und la33e einen Vergleich der Krankenhaus—

.einweisungen der Kläger mit_dem Durchschnitt der für sie maß—.

gehenden ArztgrUppe nicht zu. Statistisch erfaßt seien die Kran—

'kenhausfälle nur
anfgrund der Entlassungen.und der Beendigung der

an die Entlassung anschließenden Arbeitsunfähigkeib. Diese Zahlen

enthielten aber gegenüber den EinWeisungen eine beachtlieherVer—

sehiebung‚-so daß ein einigermaßen sicherer Schluß auf die Zahl
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der Krankenhäüseinweisungen im
jeweiligen

Quartal nicht möglich_

sei. Im Rahmen ihrer Mitwirkungs—‚und
Darlegungspflichten hätten.

der Beklagte und der Beigeladene die für den erforderlichen Ver-

gleich der Krankenhauseinweisungen geeigneten statistischen Zah—‘

’ len zu
liefern. Dazu_seién sie nicht imstande. Nach dem rechts-

staatlichen Prinzip der WaffengleiChheit_oder‚Gleichwertigkeit

der
Beteiligten

im Prozeß könne sich daher die
Verhütung

der Un—

wirtschaftlichkeit nicht zu Lasten der Kläger
äuswirken.'Die ob—

jektive Beweislast für die Unwirtschaftlichkeit liege unverändert—
beim Beklagten, Im wesentlichen hätten sich die Krankenhausein—

weisungen der Kläger auf das von ihnen durch ihre Béhandlungs-V

weise uhabwendbare und damit zwingend notwendige Maß beschränkt.

Der Beklagte und der Beigeladene haben Revision eingelegt. Sie

machen
geltend, das LSG

verstoße
mit

seinem
Urteil gegen ellge—

meine Beweislastregeln. Da die
Kläger

den ihnen
obliegendeh

Be——

weis für den ursächliehén Zusammenhang zwischen der Vielzahl von

Besuchen und den angeblich
wenigen

Krankenhauseinweisungen nicht

erbringen könnten, hätte die
Berufung zurückgewiesen

werden müs—

sen._DaleSG
habe im Ergebnis die

bloße
Darlegung der Möglichkeit

einer
K0mpensation

mit dem Nadhweis der
Kausalität

für die Über—

schreitungen bei Hausbesuchen und Wegegeldern gleichgesetzt.

Weder
der

Beklagte noch
der Beigelädene seien verpflichtet, Sta-

tistiken dergestalt zu führen, daß allen
grundsätzlich zulässigen

Einwänden des Arztes nachgegangen werden könne. Es hätte nach
den

ReViSionsurteil„mehr.als nahegelegen‚-eine—Übérprüfung-dahinge—

hend vorzunehmen, ob in den von den Klägern als solche
bezeich—

neten_schWersteanällen nach Diagnose und Therapie vermutet wer—
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den könnte, daß sich_durch mehr Hausbesuche und höhere Wegegelder

Krankenhauseinweisungen vermeiden ließen.

Der Beklagte und der Beigeladené-beantragen,v

das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz.

vom 22. November 198H_7_L 5-Ke 3/83 * abzuändern

und die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts

Mainz vom-17. September 1980„— S 2 Ka 31/79 —

zurückzüweisen.

Die Kläger_machen geltend; wenn sieh der Beklagte_und der Beige-
.ladene.znm Beweis

der unwirtsehäftlichen Behandlungsweise auf

eigene
Statistiken

stützten, so dürften sie den_Klägefn die Stae;

tistikeh nicht vbren■halten;
Das gleiche müsse gelten, wenn der

Beigeladene
von vornherein

nur
Statistiken führe, die von

ihren-

Struktür—her ungeeignet seien, zur
Widerlegüng

des Anscheins—_

beweises beizutragen.„Die BeWeisnot der_Kläger bestehe hier

4darin,“daß-sie„die“Krankenhauseinweisungen der Vergleiehsgruppe

nicht nachweisen könnten.

Die Kläger beäntragen,

die Revisionen zurückzuweisen.

Die Revisionen sind begründet; Zu Unrecht hat des LSG das klag—

abweisende'Urteil des SG aufgehoben. Die angef0chtenen Besoheide
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‘sind rechtmäßig.

Die Prüfungs— und
Beschwerdeausschüsse üherwachen

die Wirt—

schaftlichkeit der kassenär2tlicheh Versorgung im
einzelnen

(%
368n

Abs 5 der Reichsvérsiéherung$ordnung {EVO-). Bei
Un—

wirtschaftlichkeit der Behandlungsweise des Arztes entscheiden'

sie über chorarkürzungen ($_34 Abs 1_Buchst c des zwischen der

Kassenärztlichen
Bundesvereinigung

und den Bundesverbänden der.

_0rts-‚lBetriebs— und Innvngskrankenkasseh sowie der Landwirt—

schaftlichen Krankenkassen vereinbarten Bundesmantelvertrages-

Ärzte —BMV—Ä-vom 28; August 1978)..Dié.Wirtschaftlichkeit

brauCht nach der Rechtsprechung des Senats-nicht anhand einzelner

Behandlungsfälle geprüft zu werden, wenn die Behandldngskosten

des geprüften Arztes in einem offensichtlichen Mißverhältnis zu

den Durchschnittswerten seiner Fachgruppe stehen. Mit einem sol—

chen Mißverhältnis i3t der Nachweis der UnWirtschaftlichkeit'er—

bracht; er wird aber widerlegt, soweit Besonderheitén_der Praxis

des Arztes einen
Mehraufwand rechtfertigen

oder der Mehraufwand

in einem Leistungsberéich durch einen Minderaufwand in anderen

Leistungsbereichen ausgeglichen wird (vgl BSG SozR 2200 % 368n

RVO Nr 36 mwN). } >

Im neuen Urteil geht das LSG von der Feststellung aus, daß die

Kläger mit ihren Besuchen undeegegeldern im Quartal III/1978 im

Bereich des offensichtlichen Mißverhälthisses
zu den Durch—

‚}schnittswerten der Fachgruppe liegen. Für das Vorliegen von

Praxisbescnderheiten besteht kein Anhaltspunkt. Der Senat hat im

zurückverweiséndeh Urteil hinsichtlich der schweren und Schwer-
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sten Fälle der Kläger entschieden, sie seien keine Praxisbeson-

derheiten,

Die Kläger behaupten, der Mehraufwand bei den BeSuchen und.Wege=

geldern
werde

durch einen Minderaufwand bei den Krankenhausein-

weisungen
ausgeglichen.

Im Fall dieses Ausgleichs
Qäre

der sich

aus dem
offensichtlichen Mißverhältnie

ergebende Nachweis der

thirtschaftlichkeit widerlegt, Der
Ausgleich setzt den Beweis.

voraus, daß durch den Mehraufwand bei den Besuchen und Wege-.

geldern Krankenhauskosten erspart worden sind, die ohne den

'Mehraufwand
notwendig gewesen wären, In erster Linie müßten die:

Kläger.weniger Krankenhauseinweisungen.bewirkt haben
als

die

Ärzte der
Vergleichsgruépe._Die$er Nächweis

wurde nicht
erbracht.

Dazu_hat das LSG ausgeführt, den Klägern sei es objektiv unmög-

lich, die Unwirtschaftlichkeit ihrer
Behandlungsweise iu

wider—

legen, Weil die vom Beigeladenen in den Rechtsstreit eingeführte

Statistik einen Vergleich der Krankenhauseinweisungen des Klägers

mit dem_Durchschnitt der für
ihn_maßgébenden Arztgruppe nicht '

zulasse. Es kann dahingestellt bleiben, ob kompensationsfähige

' ErSparnisse.auch auf andere_Weise und
ohne eine Statistik über

die Aufwendungen der
Fachgruppe

in dem anderen
Leistungsbereich

nachgewiesen werden könnten; Im-vcrliegenden Fall
bestehen

für

eine solche
Möglichkeit_jedénfalls

keine Anhaltspunkte. Mit Recht

hat das
LSG allein auf die Zahlen der Krankenhauseinweisungen

abgestellt. Aus seinen Feststellungen ergibt sich, daß diese_

Zahlen nicht aus den_» statistisch ermittelten — Zahlen der ‚

Entlassungen
geschlossen

werden können. Die
Statistiken.be—

schränken sich im.übrigen auf die Allgemeine 0rtskra■kenkasse
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(AOK) des Regierung3bezir 3 Koblenz, während die Kläger auch

Patienten betreuen„die nicht zum Bereich dieser Krankenkassen

gehören, Gegen die Feststellungen desaLSG sind keine Verfahrens—

rügen erhoben werden.

Wenn sich die tatsächlich erfolgten
KrankenhaueeinweiSungen

der_

Kläger.nach den_Festétellungen
des LSG im

wésentliéhen
auf das

A
von ihnen durch

ihre_ééhahdlungsweise unabwehdb3re.und damit

Zwingend notwendige Maß beschränkt haben, so ergeben sich daraus

keine Einsparungen im Verhältnis
zur_Fachgrupne!

Zumindest fehlta

es_dafür am Nachweis, daß die Ärzte der Fachgruppe sich im

Durch$chnitt.nioht in gleicher WeiSe.besohränkt_haben. Einspa—.

Vnungen
bei den Krankenhauseinweisungen ergeben sich auch sonst4

nicht aus dem Vorbringen der Kläger in de?
Revisionsinstanz.>

Dieses Vorbringen ist nur insoweit erheblich, als die Kläger zu?“

‘ lässige und—begründete Revisionsgründe verbringen. An die tät-“

säChlichen Feststellungen des LSG ist der Senat
gebunden.

Die ‘

Behauptung neuer Tatsachen kann er_nicht_berücksichtigen. Deshalb

sind
insbesondere

die'Schlußfolgerungen der Kläger aüs der Um? „

-gestaltung der häuslichen Krankenpflege
durch das Knänkenver—

sicherungs—Kostendämpfungsgeset2_(KVKG) vom 27. Juni 1977 (BGBl

I 1069)'als Pflichtleistüng und aus den Empfehlungen der konzera

tierten Aktion ivaesundheitswesen unbeaqhtlich. Die Kläger

meinen, der Gesetzgeber des KVKG habe anerkannt, daß bisher in

"weitem Umfang nicht notwendige Krankenhauseinweisungen vorge-

nommen wurden..Die.Empfehlnngenlder‚konzertierten Aktion seien

1982 und in den folgenden Jahren dahin gegangen,
daß Bemühungen

um eine Einschränkung der Kränkenhauseinweisungen durch ver—
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besserte Möglichkeiten der häuslichen Krankenpflege unterstützt

werden sollten. Aus‚den Empfehlungen folgern die Kläger, die

Ärzte wiesen insgesamt durchschnittlich zu_Viele Patienten ins

Krankenhaus
ein.

Diese Folgerung enthält aber die Behauptung

einer Tatsache, Der Senat kann sie nicht berücksichtigen, 4.4

Auf neue tatsächliche Behauptungen zielt auch das
Vorbringen

der

Kläger, die Ärzte der Vergleichsgruppe hätten bei Ausschöpfung

der möglichen AlterhatiVen
zur

Kränkenhauäein■éisung notwendi—

gerweise erheblich mehr Hausbesuche tätigen müssen. Die Kläger

greifen damit_die Voraussetzung jeden Beweises aus_dem Vergleich

des_geprüften Arztes mit der Fachgruppe an; nämlich die Annahme}

däß der
Durchschnitt-der Ärzte wirtschaftlich

handelt. Erheblich
könnte

dieses Vorbringen nur
sein‚_üenn

sich für
das

dritte

Quartal 1978 und die Vergleichsgruppe der Kläger nachweisen

ließe, daß die Kassenärzte zu wenig Hausbesuche und
dementspre—

chend
zu viel

Krankenhauseinweisungen
getätigt_haben und wenn_

sich
ermitteln

ließe, inwieweit sich die Kläger anders verhalten

haben_als die Ärzte.der Vergleichgruppe. Dies setzt aber tats'

sächliche Feststellungen voraus.

Auf die weiteren Ausführungen der
Kläger-ist

hier nicht.einzu-„

gehen. Sie beziehen
sich nicht

auf ihre Behauptung„sie hätten
im

Vergleich mit den Ärzten der Fachgruppe weniger Krankenhausein—

weisungen
bewirkt;

sondern auf den zweiten Schritt, nämlich den

ursächlichen Zusammenhang von Mehr» und Minderaufwand. Deshalb

bedarf es keiner Stellungnahme zu'der Meinung des geigeladenen,

um die_es den Klägern insoweit geht, nämlich allein schon die
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Tatsache, daß die Kläger in_den streitigen Fällen die Patienten

ambulant behandelt_haben‚i$präche gegen die Notwendigkeit einer*

Kränkenhausbehandlung;

Die Darlegungs— und BeWeislast_dafür, daß die Kläger weniger f

.Krankenhauseinweisungen bewirkt haben als die mit ihnen ver—

gleichberen Ärzte, tragen die
Kläger.

Da ihre Honoraranforderun—

gen für Besuche und Wégegelder in einem offensichtlichen Mißvere

hältnis zu den DurchsehhittsWertén der Fachgruppe stehen, ist der

Nachweis der UnwirtschaftlichkéitverbraCht; Ein_Ausgleich
des

Mehraufwahds durch einen Minderaufwand
bei Qen Krankenhaus—

einweisungen ist zwar
durch

die Prüfinstan2 und die Gerichte von

Amts Wegen zu erMitte1n‚.wobei der Arzt mitquirken hat. Aber das

Fehlen-des ■achweises'geht‘zu
Lasten des Arztes (BSG SozR 2200

5368151"RV0Nr 31 s. 101undNr 36s 121). Dies folgt ausder
allgemeinen Regel, daß jede Partei die Beweislast für das Vor—

handensein aller Voraussetzungen
derjenigen Normen trägt, ohne

deren
Anwendung

ihr Prozeßbegehren
keinen Erfolg

haben kann
_

(Rosenberg, ZiVilproZeßrecht_ii. Aufl & 118 I 2).-

Der Annahme des LSG, der Beklagte dürfe sich
nicht

auf den Nach—

weis der Unwirtschäftlichkeit berufen;
kann der Senat nicht fol-

■gen. Richtig ist zwar, daß nur die Krankenkassen und_jedenfalls

nicht die Kläger, die zum Nachweis der Einsparungen geeignete

Statistik über_die Einweisüngen der Ärzte der Vergleichsgruppe

liefern könnten?
Eine Solohe'Statistik.liegt-nicht vor. Daraus\

allein ergibt sich aber keine Umkehr der Beweislast (vgl dazu

Rosenberg aaO S 687; BGH MDR 1978, 735). Der Beigeladené ist zu—
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mindest in der hier
Stfeitigen

Zeit (drittes Quartal 1978) nicht
ve?bflichtet

gewesen, eine Statistik über die
Krankennauseinwei—

sungen
zu führene Zu einer_solchen Verpflichtung äag es kommén,

wenn etwa die Krankenkassen und dié‘Kassenäf2äliche-Vereinigung

gezielte Maßnahmen zur_Verlagerung vom stationären auf denv

ambulanten Séktor treffen. Die Notwendigkeit und Pflicht zur

Erstellung und Bereithäitung von Statistiken über die Kranken—
hauseinweisungen

mag
Sieh aueh allgemein mit

zunehmender
Ver—

feinerung der_Wirtschäf€lichkeitsprüfungen ergeben.
Im

hier
maß—

gebenden öfälichen Béfeich sind für die streitige Zeit aber keine

Gründe erkennbar, die die Kassen veraniassen_mußten, die frag—

liche Statistik zu fün%en.Wenndie Kläger meinten, durch ihre
häufigen BeSuche Krankénhauseinweisungé■

zu ersparen, ist der

Nachweis von ihnen selet zu führen.

Die Revision führt aus diesen Gründen zür’äestätigung des Urteils

des SG, mit dem die Klage äbgewiesen werden ist.
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